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Vorwort 

Die Arbeit wurde vom Fachbereich Rechtswissenschaft der Johann Wolf gang 
Goethe-Universität in Frankfurt am Main im Wintersemester 1999/2000 als 
Habilitationsschrift angenommen. 

Ich danke Herrn Professor Rudolf Steinberg sehr herzlich, der meinen wis-
senschaftlichen Werdegang kontinuierlich gefördert und auch diese Habili-
tationsschrift betreut hat. Mein herzlicher Dank gilt auch Herrn Professor 
Stolleis, an dessen Diskussionsrunden teilzunehmen, mir immer ein besonderes 
Vergnügen war und der die Zweitbegutachtung dieser Arbeit übernommen hat. 
Seinem Gutachten konnte ich für die Überarbeitung zahlreiche hilfreiche Anre-
gungen entnehmen. Herzlich gedankt sei außerdem Herrn Professor Manfred 
Zuleeg für weiterführende Diskussionen. 

Danken möchte ich für Stipendien, durch die meine Arbeit gefördert wurde: 
Das Land Hessen gewährte mir ein Habilitationsstipendium, das mir den Frei-
raum gab, die Arbeit ungestört und konzentriert voranzubringen. Der Deut-
sche Akademische Austauschdienst hat mir im Rahmen seines Post-Doc-Pro-
gramms einen Aufenthalt an der Yale Law School ermöglicht, bei dem entschei-
dende Weichen für diese Arbeit gestellt wurden; der Titel der Arbeit ist als Re-
miniszenz an die nordamerikanische Diskussion um „cultural rights" zu verste-
hen. Zwar ließ sich eine verfassungsrechtliche/rechtsdogmatische Begründung 
kultureller Rechte - wie im deutschen Recht, vgl. Teil C., D. - auch im amerika-
nischen Recht nicht ohne weiteres ausmachen, so daß Anleihen an das amerika-
nische Recht weitgehend ausschieden. Anregend waren jedoch Fallbeispiele aus 
der amerikanischen Rechtsprechung, die ich zur Verdeutlichung und Zuspit-
zung an zahlreichen Stellen in meine Arbeit aufgenommen habe. Unentbehrli-
che Anregungen ergaben sich außerdem aus der in Nordamerika besonders in-
tensiv geführten rechtsphilosophischen Diskussion zu kulturellen Rechten, die 
vor allem in Teil E. und F. Eingang gefunden hat. 

Die Veröffentlichung wird durch einen Druckkostenzuschuß der Deutschen 
Forschungsgemeinschaft unterstützt. 

Für interdisziplinäre Hilfe danke ich meiner Freundin Nele Dinslage-Stoll 
und meinem Mann, Dr. Bastian Bergerhoff. Nele Dinslage-Stoll hat das Manu-
skript der Habilitationsschrift für die Einreichung am Fachbereich Korrektur 
gelesen (bei der Überarbeitung eingeschleuste Fehler habe ich ganz allein zu 
verantworten). Mein Mann mußte bei meinem Ringen um Lösungen immer 
wieder als „verständiger Laie" agieren und sein Urteil zur Plausibilität meiner 
Überlegungen abgeben; seine Anmerkungen haben mich oft klarer sehen las-
sen. 



V I Vorwort 

Die Arbeit wurde im August 1999 abgeschlossen und Anfang des Jahres 2000 
überarbeitet. Literatur und Rechtsprechung sind bis Sommer 1999 systematisch 
berücksichtigt. 

Frankfurt am Main, im März 2000 Gabriele Britz 
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Einleitung: Untersuchungsgegenstand und -ziel, 
Untersuchungsverlauf, Abgrenzungen 

Gegenstand dieser Untersuchung sind „kulturelle Rechte": deren Behaup-
tung durch (vermeintliche) Rechtsträger, deren Gewährung durch die Rechts-
praxis von Gesetzgebern, Gerichten und Verwaltung und deren verfassungs-
rechtliche Begründung. 

Kulturelle Rechte bilden im deutschen Verfassungsrecht bislang keine deut-
lich konturierte Kategorie von Rechten. Wer damit den „Kulturstaat" assozi-
iert, wird zunächst vor allem an Rechte im Bereich von Bildung, Wissenschaft, 
Kunst und möglicherweise auch an die Grundrechte des Art. 5 I G G und an die 
Religionsfreiheit denken.1 In der Literatur ist vom „Bürgerrecht auf Kultur" die 
Rede2, womit der ungehinderte Zugang zu Kulturgütern gemeint ist. Gespro-
chen wird auch von „kultureller Freiheit"3. Unter diesen Gesichtspunkt werden 
beispielsweise Überlegungen zur Chancengleichheit im Bildungswesen4, zur 
Subventionierung von Kunst5, werden die Freiheit von Wissenschaft, von 
Kunst6 und wegen der Bedeutung für Handwerk und Tradition auch die Berufs-
freiheit7 gefaßt.8 

Hier wird hingegen ein Verständnis von kulturellen Rechten zugrunde gelegt, 
das sich an einen Begriff der „cultural rights" anlehnt, wie er in der englischspra-
chigen Literatur anzutreffen ist.9 Charakteristisch für diese Rechte ist, daß sie 
sich auf eine Situation „kultureller Differenz" beziehen. Kulturelle Rechte wer-
den geltend gemacht, wo verschiedene Kulturen aufeinandertreffen. Sie dienen 

1 Die Verbindung zwischen Kulturstaat und den genannten Grundrechten findet sich immer 
wieder in den Schriften von Häberle. S. beispielsweise Häberle, Vom Kulturstaat zum Kulturver-
fassungsrecht, 35f., 38f.; den., Aktuelle Probleme des Föderalismus, 197ff.; ders., Verfassung und 
Grundrecht auf Kultur - Schlußanmerkung, 40ff. 

2 Häberle, Vom Kulturstaat zum Kulturverfassungsrecht, 39 
3 Ebda, 34ff., 38f. 
4 Ebda, 35 
5 Ebda, 35 
6 Ebda, 38 
7 Ebda, 39 
8 An anderer Stelle verwendet Häberle einen sehr viel weiteren Begriff von „kultureller Frei-

heit", vgl. Häberle, Verfassungslehre als Kulturwissenschaft, wo angesichts eines sehr weiten 
Kulturbegriffs (lOff.) konsequenterweise alle Freiheit als „kulturelle Freiheit" bezeichnet wird 
(60ff.). 

9 S. nur Kukathas, Are there any Cultural Rights; Stavenhagen, Cultural Rights and Universal 
Human Rights; Levy, Classifying Cultural Rights. 



2 Einleitung 

der Bewältigung kultureller Vielfalt, indem sie die rechtliche Durchsetzbarkeit 
von Anliegen regeln, die im Kontext kultureller Differenz auftreten.10 

Ziel der Untersuchung ist, anhand der Betrachtung kultureller Anliegen und 
ihrer verfassungsrechtlichen Bedeutung ein umfassendes Konzept für den 
rechtlichen Umgang mit kultureller Differenz zu gewinnen. Ein solches Kon-
zept läßt sich kaum abstrakt bestimmen, sondern muß von den konkreten Dif-
ferenzsituationen und den für diese maßgeblichen verfassungsrechtlichen De-
terminanten her entwickelt werden. Die rechtlichen Probleme kultureller Dif-
ferenz sind zu vielgestaltig11, als daß sich ohne weiteres aus allgemeinen Prinzi-
pien12 ein umfassendes Konzept für deren Handhabung ableiten ließe. Erfolg-
versprechend erscheint vielmehr, die für den Umgang mit kultureller Differenz 
maßgeblichen Gesichtspunkte des Verfassungsrechts aus der konkreten Pro-
blemperspektive zu erschließen. Darum wurde eine typisierende Betrachtung 
der rechtlichen Probleme kultureller Differenz als Ausgangspunkt der Unter-
suchung gewählt und die Transformierbarkeit der in diesen Situationen geltend 
gemachten Anliegen in kulturelle Rechte zur zentralen Untersuchungsfrage be-
stimmt. 

Mit der Thematisierung kultureller Differenz sind allerdings Lebenssachver-
halte angesprochen, deren Komplexität leicht verkannt werden könnte.13 So 
mag die Rede von der kulturellen Differenz die Vorstellung hervorrufen, es exi-
stierten ursprüngliche, quasi organische14, voneinander abgegrenzte und damit 
klar unterscheidbare kulturelle Kollektive sowie die entsprechenden kulturell 
vorbestimmten und festgelegten individuellen Identitäten. Solche Vorstellun-
gen verfehlten die sehr viel subtileren Bedingungen der Entstehung individuel-
ler Identitäten und kultureller Kollektive.15 Eine angemessene verfassungs-

10 Besonders deutlich zur Funktion der „cultural rights", kulturellen Pluralismus zu bewälti-
gen, Levy, Classifying Cultural Rights, 22. 

11 Dazu A.II., zusammenfassend auch A.III.1., 3. 
12 Zu denken wäre etwa an eine „Neutralitätspflicht" des Staates, dazu E.VI.3.d. In der öffent-

lichen Diskussion spielt vor allem die - wohl als vorrechtliche Demokratiebedingung verstande-
ne - „kulturelle Homogenität" eine große Rolle. So haben beispielsweise die Gegner der Einfüh-
rung eines Minderheitenschutzartikels ins Grundgesetz ihre ablehnende Haltung damit begrün-
det, „statt eines Modells der Integration von Zuwanderern in Staat und Gesellschaft unseres Lan-
des würde damit das Modell eines Nebeneinanders weitestgehend eigenständiger Kulturen ge-
fördert. Es könne jedoch nicht unsere Aufgabe sein, verfassungsrechtlich das Nebeneinander 
möglichst vieler eigenständiger Kulturen zu organisieren, sondern es müsse erwartet werden, 
daß Zuwanderer sich in Staat und Gesellschaft unseres Landes integrieren", BT-Drs . 12/6000, 
74f. Mit der „Integrations"-Erwartung dürfte hier die Vorstellung kultureller Anpassung ver-
bunden sein; damit wurde dem Modell eines kulturellen „Nebeneinanders" offensichtlich das 
Modell einer kulturell homogenen Gesellschaft entgegengesetzt. Dazu auch E.VI.2.b. 

13 S. dazu ausführlich unten Teil B. 
14 Der Gedanke, man habe es mit etwas Organischem zu tun, prägte beispielsweise die Kultur-

kreislehre von Leo Frobenius: Dessen Kulturkreislehre „geht davon aus, die Kultur ihren 
menschlichen Trägern gegenüber als selbständigen Organismus aufzufassen, jede Kulturform als 
ein Lebewesen zu betrachten.... Die Kultur ist ihren Formen nach an bestimmte Gebiete gebun-
den, die Kulturkreise." Paideuma, 9, Hervorhebung im Original. 

15 Appiah, Race, Culture, Identity, 96, hält das unangemessene Verständnis von Identitätsent-
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rechtliche Lösung der rechtlichen Probleme kultureller Differenz setzt ein hin-
reichendes Verständnis dieser Entstehungsbedingungen und damit der tatsäch-
lichen Grundlagen kultureller Differenz voraus. Aus diesem Grund sind den 
normativen Überlegungen zur verfassungsrechtlichen Begründung kultureller 
Rechte ausführliche (rechts-) empirische Betrachtungen vorangestellt. 

Im einzelnen untergliedert sich die Arbeit in folgende Abschnitte: 
In Teil A wird eine Auswahl von Gerichtsentscheidungen dargestellt, in de-

nen kulturelle Differenz eine Rolle spielt. Die Entscheidungsanalyse dient ver-
schiedenen Erkenntnisinteressen: Zum einen soll der Untersuchungsgegen-
stand anschaulich gemacht werden, indem gezeigt wird, welche Rechtsfragen 
im Zusammenhang mit kultureller Differenz überhaupt auftreten können, ins-
besondere welche kulturellen Anliegen geltend gemacht werden. Zum anderen 
soll dargelegt werden, ob und wie sich Gesetzgeber und Gerichte dieser Anlie-
gen annehmen. 

In Teil B werden die tatsächlichen Grundlagen kultureller Differenz unter-
sucht. Dafür werden die in den Gerichtsentscheidungen zum Ausdruck ge-
brachten empirischen Annahmen über kulturelle Differenz auf ihre Richtigkeit 
überprüft. Es erfolgt eine Auseinandersetzung mit der bereits angedeuteten 
Problematik unterkomplexer Kultur- und Identitätsvorstellungen, die sugge-
rieren, Kulturen seien ursprüngliche Einheiten und kulturelle Identität eine fixe 
Eigenschaft. Bei entsprechender Modifikation des Verständnisses von Kultur 
und kultureller Identität ist die - für die hier verfolgte Konzeption kultureller 
Anliegen und Rechte unerläßliche - Vorstellung, es gebe „kulturelle Differenz" 
jedoch vom empirischen Befund gedeckt. Verschiedene Kulturen besitzen eine 
- wenn auch auf individuellen und gesellschaftlichen Konstruktionsvorgängen 
beruhende -Wirksamkeit. Sie werden durch vielfache Vorgänge der Selbst- und 
Fremdkategorisierung immer wieder aufs neue rekonstruiert und gegeneinan-
der abgegrenzt. 

In Teil C wird untersucht, inwieweit sich die verfassungsrechtliche Bedeu-
tung kultureller Anliegen im Rahmen der bislang entwickelten Grundgesetz-, 
insbesondere der Grundrechtsdogmatik begründen läßt. In die Betrachtung 
werden völkerrechtliche Bestimmungen einbezogen. Dabei zeigt sich zunächst, 
daß es „echte" und „unechte" kulturelle Anliegen gibt, wobei nur mit den ech-
ten kulturellen Anliegen letztlich kulturelle Bedürfnisse verfolgt werden. Spezi-
fischen Schutz für echte kulturelle Anliegen gibt es kaum; eine wichtige Aus-
nahme bildet das Grundrecht der Religionsfreiheit. Großzügigere Entschei-
dungen der Gerichte können nicht ohne weiteres im Rahmen der herkömmli-
chen Grundgesetzinterpretation erklärt werden. 

Die in Teil D gezogene Zwischenbilanz ergibt, daß eine umfassendere Aner-
kennung kultureller Rechte de constitutione lata oder ferenda weiterer Begrün-
dung bedarf. 

wicklungsprozessen für einen berechtigten Grund für Mißtrauen gegenüber der Multikulturalis-
musdebatte. 
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In Teil E werden verschiedene Theorien kultureller Rechte erörtert, die einer 
verfassungsimmanenten oder auch einer verfassungspolitischen Begründung 
umfassenderer kultureller Rechte zugrunde gelegt werden könnten. Kulturelle 
Rechte könnten im Dienste verschiedener grundlegender Zielvorstellungen ste-
hen. Sie könnten der Bewahrung bestimmter bedrohter Kulturen, dem Schutz 
kultureller Gruppen oder dem objektiven Ziel der Wahrung der kulturellen Prä-
gungen und Identifikation des Individuums dienen. Sie könnten auch eingesetzt 
werden, um Selbstbestimmung und gesellschaftliche Integration der Angehöri-
gen kultureller Minderheiten zu fördern. Verfassungsimmanent begründbar sind 
kulturelle Rechte allerdings nur, wenn sie in den Dienst des subjektiven Interes-
ses des Individuums an der Entfaltung seiner kulturellen Identität gestellt sind. 
Dem liegt ein allgemeines Grundrechtsverständnis zugrunde, wonach es Funk-
tion der Freiheitsgrundrechte ist, dem einzelnen den Freiraum für Entfaltung 
und Realisierung eines selbstverständnisgeleiteten Lebensentwurfs zu garantie-
ren. Geschützt sind sowohl die Integrität des kulturellen Selbstverständnisses ei-
ner Person (allgemeines Persönlichkeitsrecht) als auch-und das dürfte praktisch 
sehr viel wichtiger se in- die am kulturellen Selbstverständnis ausgerichtete Akti-
vitätsentfaltung (Handlungsfreiheit). Auch aus verfassungspolitischer Sicht er-
scheint nur eine auf das kulturelle Selbstverständnis abstellende Konzeption kul-
tureller Rechte sinnvoll. Insbesondere Erwägungen zur gesellschaftlichen Inte-
gration der Angehörigen kultureller Minderheiten lassen es angezeigt erschei-
nen, dieses Selbstverständnis zu berücksichtigen und darauf mit Rechtsgewähr-
leistungen für den kulturell motivierten Freiheitsgebrauch zu antworten. 

In Teil F wird die Notwendigkeit, kulturelle Selbstverständnisse im Rahmen 
des Grundrechtsschutzes in angemessenem Maße zu berücksichtigen, näher be-
gründet. Hinsichtlich der in den Freiheitsgrundrechten geschützten Hand-
lungsfreiheit sollte das kulturelle Selbstverständnis der Angehörigen kultureller 
Minderheiten demnach als eine bei der Grundrechtsbeschränkung im Rahmen 
der Verhältnismäßigkeitsprüfung zu beachtende Schranken-Schranke fungie-
ren. Damit wird der vom kulturellen Selbstverständnis abhängigen subjektiven 
Bedeutung von - potentiell allen - Handlungen Rechnung getragen. Obwohl 
die Rechtsordnung im übrigen selbstverständnisbedingte subjektive Hand-
lungsbedeutungen weitgehend ignorieren darf, muß sie wegen der Besonder-
heiten des kulturellen Selbstverständnisses die daraus entspringenden Hand-
lungsbedeutungen im Rahmen der Interessenabwägung berücksichtigen. Mit 
dieser Interpretation kann in gewissem Maße die kulturelle Relativität der ge-
genüber der Deutungsperspektive kultureller Minderheiten indifferenten, ein-
fachrechtlichen Ausgestaltung und Abgrenzung konkurrierender Freiheitsbe-
dürfnisse kompensiert werden. 

Teil G befaßt sich mit der Dogmatik kultureller Rechte: Es werden die 
Rechtspositionen im einzelnen benannt und fünf dogmatische Kernprobleme 
der Anwendung dieser Rechte behandelt. 

Die Untersuchung muß in einiger Hinsicht verfassungsrechtliches Neuland 
betreten, weil eine systematische Untersuchung kultureller Rechte im deut-
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sehen Verfassungsrecht, soweit ersichtlich, bislang nicht vorliegt.16 In wichtigen 
Fragen kann auf allgemeine verfassungsrechtliche Dogmatik, insbesondere die 
Dogmatik der Grundrechte, zurückgegriffen werden. Auch die Grundrechts-
theorie bietet hilfreiche Anhaltspunkte für die Formulierung kultureller Rech-
te. Vor allem die gründliche Untersuchung der Bedeutung individueller Selbst-
verständnisse für die Grundrechtsinterpretation kann hier fruchtbar gemacht 
werden.17 Weder Dogmatik noch Theorie sind aber bislang umfassend auf kul-
turelle Anliegen angewendet worden. 

Für die Begründung kultureller Rechte wird in zweifacher Hinsicht „frem-
de" Hilfe in Anspruch genommen: 

Zum einen werden Ergebnisse der fortgeschritteneren Diskussion um kultu-
relle Rechte in der englischsprachigen Literatur herangezogen. Insbesondere für 
die Funktionsbestimmung kultureller Rechte (Teil E) liefert die englischsprachi-
ge rechtsphilosophische Literatur wichtige Gesichtspunkte.18 Für die US-ame-
rikanische und die kanadische Verfassungsdiskussion sind bereits Versuche ei-
ner Systematisierung kultureller Rechte unternommen worden.19 Eine Übertra-
gung ins deutsche Recht ist allerdings nur unter größter Vorsicht möglich. Vor 
allem die Unterschiede im Tatsächlichen stehen einer Übernahme von Überle-
gungen zur nordamerikanischen Situation entgegen. So setzen sich Taylor und 
Kymlicka in ihren vielbeachteten Arbeiten in erster Linie mit der rechtlichen La-
ge der frankophonen Minderheit Kanadas und deren Sondersituation in der Re-
gion Quebec bzw. mit den Rechten der Ureinwohner Kanadas auseinander. Die-
se Unterschiede hat eine Übertragung auf den deutschen Kontext zu beachten. 

Zum anderen werden Ergebnisse sozialwissenschaftlicher Forschung für die 
Bestimmung der empirischen Grundlagen kultureller Anliegen, vor allem für 
die Entwicklung eines angemessenen Verständnisses von „Kultur", herangezo-
gen. Kulturanthropologische20 und sozialpsychologische21 Studien bieten dies-

16 Deutliche Nähe besteht freilich zu den Arbeiten zum Minderheitenschutz, s. beispielsweise 
Stopp, Die Behandlung ethnischer Minderheiten als Gleichheitsproblem; Siegert, Minderheiten-
schutz in der Bundesrepublik Deutschland; Marko, Autonomie und Integration (zur Situation in 
Osterreich); Scherer-Leydecker, Minderheiten und sonstige ethnische Gruppen (zum Völker-
recht). Berührungspunkte bestehen auch mit Arbeiten zum Schutz vor ethnischer Diskriminie-
rung: Nickel, Gleichheit und Differenz in der vielfältigen Republik. 

17 Allgemein und umfassend zur Beachtlichkeit von Selbstverständnissen im Recht: Morlok, 
Selbstverständnis als Rechtskriterium 

18 S. nur: Kymlicka, Multicultural Citizenship; Taylor, Multikulturalismus und die Politik der 
Anerkennung sowie die im selben Band veröffentlichten Anmerkungen; Margalit/Halhertal, Li-
beralism and the Right to Culture; Margalit/Raz, National Self-Determination; Raz, Multicul-
turalism: A Liberal Perspective; Tamir, Liberal Nationalism; Appiah, Race, Culture, Identity: 
Misunderstood Connections; Young, Justice and the Politics of Difference; Shapiro/Kymlicka 
(Hrsg.), Ethnicity and group rights. 

19 Grundlegend Kymlicka, Multicultural Citizenship (bedeutsam auch der Untertitel: „A Li-
beral Theory of Minority Rights"); Levy, Classifying Cultural Rights 

20 Hier wird vor allem dem Ansatz von Barth, Ethnic Groups and Boundaries, und dessen im 
Laufe der Jahrzehnte entwickelten Verfeinerungen gefolgt. 

21 Herangezogen wurde vor allem die Theorie der sozialen Identität/der sozialen Selbstkate-
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bezüglich eine Fülle von Material. Besonders gründlich beleuchtet ist das Pro-
blem der Essentialisierung kultureller Differenz und die damit verbundene Ge-
fahr gesellschaftlicher Ausgrenzung von „Fremden".22 Erkenntnisse der sozial-
wissenschaftlichen Forschung werden für die verfassungsrechtliche Betrach-
tung aufbereitet. 

Schließlich sei das Verhältnis dieser Untersuchung zu verfassungsrechtlichen 
Fragen erläutert, die sich im Zusammenhang mit der Geltendmachung religiö-
ser Anliegen stellen. Religiöse Anliegen und Religionsrechte spielen in der Un-
tersuchung lediglich eine untergeordnete Rolle.23 Schon in der Rechtspre-
chungsanalyse sind vorwiegend solche Entscheidungen dargestellt, die keinen 
religiösen Bezug aufweisen. Dies scheint im Widerspruch dazu zu stehen, daß 
religionsbezogene Fragestellungen in den letzten Jahren häufig Gegenstand von 
Rechtsstreitigkeiten waren und in der Fachöffentlichkeit wie auch in der allge-
meinen Öffentlichkeit besonders kontrovers diskutiert wurden. Vor allem die 
Kruzifix-Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts24 hat gezeigt, welch ver-
fassungspolitische und verfassungsrechtliche Sprengkraft diesen Fragen inne-
wohnt. Intensiver Streit besteht auch um die angemessene verfassungsrechtliche 
Behandlung von Fragen, die im Zusammenhang mit der zunehmenden Präsenz 
nicht-christlicher Religionen in Deutschland auftreten. Genannt seien bloß die 
Schächt-Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichts25, die Rechtsstreitigkei-
ten um die Befreiung muslimischer Schülerinnen vom Sportunterricht26, um die 
Genehmigung von Moscheebauten27 sowie um die Anerkennung der Islami-
schen Föderation in Berlin als Religionsgemeinschaft28. In all diesen Entschei-
dungen ging es um kulturelle Anliegen, denn Religion ist zweifelsfrei ein beson-
ders wichtiger Bestandteil von Kultur. Ziel dieser Untersuchung ist jedoch eine 
grundlegende Bestimmung der verfassungsrechtlichen Relevanz kultureller 
Anliegen. Auf dieser Ebene stellen sich bezüglich des verfassungsrechtlichen 
Schutzes religiöser Anliegen keine Fragen mehr. Religiöse Anliegen stehen 
grundsätzlich unter dem Schutz von Art. 41 und II GG. Zwar ist hier im einzel-
nen vieles ungeklärt. Gerade die Verbreitung des Islam in Deutschland wirft 
verfassungsrechtliche Fragen auf, die bislang nicht befriedigend gelöst sind; dar-
auf wird am Rande einzugehen sein. Die Grundsatzfrage nach verfassungs-
rechtlichem Schutz für religiöse Anliegen ist durch Art. 4 I, II G G jedoch ein-
deutig beantwortet. 

gorisierung (grundlegend: Tajfel/Turner). Z.B. Tajfel/Turner, The Social Identity Theory of In-
tergroup Behaviour 

22 Exemplarisch: Bukow/Llaryora, Mitbürger aus der Fremde; Dittrich/Radtke, Der Beitrag 
der Wissenschaften zur Konstruktion ethnischer Minderheiten; Singer, Fremd.Bestimmung 

23 S. aber C.II.l.a.bb. 
24 BVerfGE 93, lff . 
25 BVerwG, NVwZ 1996, 61 ff. 
26 Z.B. BVerwG, NVwZ 1994, 578ff. 
27 BVerwG, NJW 1992, 2170ff. 
28 OVG Berlin, DVB1. 1999, 554ff. 
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Bedarf nach einer grundlegenden Untersuchung besteht hingegen hinsicht-
lich des verfassungsrechtlichen Schutzes nichtreligiöser kultureller Anliegen. 
Hier geht es nicht um Abgrenzung und Präzisierung bestehenden Grundrechts-
schutzes. Vielmehr steht insoweit noch eine Antwort auf die sehr viel elementa-
rere Frage aus, ob es überhaupt einen verfassungsrechtlichen Schutz gibt. Dieser 
Unterschied bleibt in der Diskussion um den verfassungsrechtlichen Zugang zu 
Problemen kultureller Vielfalt häufig unberücksichtigt. Es wird die Problema-
tik unterschiedlicher kultureller Bedürfnisse aufgeworfen, dann aber allein am 
Maßstab der Religionsfreiheit verfassungsrechtlich gewürdigt. Dabei gerät aus 
dem Blick, daß zahlreiche kulturelle Anliegen nichts mit Religion zu tun haben 
und darum nicht am Maßstab der Religionsfreiheit beurteilt werden können. 
Diese Lücke soll durch die vorliegende Untersuchung geschlossen werden. 



A. Rechtsprechungsanalyse: Kulturelle Anliegen in der 
Entscheidungspraxis 

Im folgenden Kapitel wird Rechtsprechung untersucht, die sich mit kulturel-
len Anliegen befaßt. Nach einigen methodischen Vorbemerkungen zu Erkennt-
nisinteresse, Entscheidungsauswahl und Darstellungsweise (I.) werden ausge-
wählte Entscheidungen näher betrachtet (II.) und im Hinblick auf die mit der 
Rechtsprechungsanalyse verfolgten Erkenntnisinteressen einer Auswertung 
unterzogen (III.). 

I. Erkenntnisinteresse, Entscheidungsauswahl und 
Darstellungsweise 

Anhand der Rechtsprechungsanalyse soll gezeigt werden, daß es tatsächlich 
eine Vielzahl von Rechtsfragen und Rechtsstreitigkeiten gibt, in denen Bedürf-
nisse, Fähigkeiten, Anschauungen, Gewohnheiten etc., die durch kulturell un-
terschiedliche Herkunft geprägt sind, aufeinandertreffen, in denen mithin kul-
turelle Anliegen eine Rolle spielen. Zudem soll dargelegt werden, daß der Ge-
setzgeber diesen Rechtsfragen so gut wie nie mit speziell für diese Konflikte ge-
machten Regeln begegnet, sondern daß die Gerichte im Einzelfall auf sich selbst 
gestellt entscheiden müssen, wie der kulturelle Aspekt des Rechtsstreits zu 
handhaben ist. Dabei wird sich zeigen, daß die Gerichte angesichts spärlicher 
gesetzlicher Vorgaben kulturellen Anliegen erstaunlich viel Beachtung schen-
ken. Insbesondere bei der Anwendung von interpretations- und wertungsbe-
dürftigen Rechtsbegriffen wird der kulturelle Aspekt von Rechtsstreitigkeiten 
berücksichtigt. Andererseits finden sich auch zahlreiche Entscheidungen, die 
den kulturellen Aspekt des Rechtsstreits ignorieren oder aber für irrelevant hal-
ten. Deutlich wird dabei, daß es den Gerichten bislang an übergreifenden Ge-
sichtspunkten für die Beurteilung kultureller Anliegen fehlt. 

Die Rechtsprechungsanalyse wurde nicht auf die Entscheidungen bestimm-
ter Gerichte beschränkt. Vielmehr wurden Entscheidungen aller Gerichtszwei-
ge und aller Instanzen einbezogen, sofern darin kulturelle Anliegen thematisiert 
wurden. Notgedrungen bleibt die Analyse jedoch in zweifacher Hinsicht un-
vollständig: Zum einen konnten keinesfalls alle publizierten Entscheidungen 
erfaßt werden, in denen ein kulturelles Anliegen geltend gemacht wurde. Ver-
mutlich ist sogar nur der kleinere Teil einschlägiger Entscheidungen verarbeitet 
worden, weil es an eindeutigen Schlüsselbegriffen fehlt, mit deren Hilfe alle the-
matisch einschlägigen Fallkonstellationen identifiziert werden könnten. Zum 
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anderen bieten die verarbeiteten Entscheidungen kein umfassendes Bild denk-
barer kultureller Anliegen. Andere Formen kultureller Anliegen werden in der 
anschließenden Typisierung ergänzend hinzugefügt. 

Für die Falldarstellung (unten II.) wurde eine Auswahl getroffen. Aus der 
Menge der analysierten Entscheidungen wurden diejenigen ausgewählt, die zur 
Veranschaulichung der wesentlichen Erkenntnisse der Rechtsprechungsanalyse 
besonders geeignet erschienen. Darstellungstechnisch zeichnet sich die Recht-
sprechungsdarstellung zum einen durch Ausführlichkeit und zum anderen da-
durch aus, daß das Fallmaterial weder nach rechtsdogmatischen Gesichtspunk-
ten sortiert ist noch einer Typisierung kultureller Anliegen folgt, sondern viel-
mehr nach der Zugehörigkeit zum Zivilrecht, zum öffentlichen Recht, zum 
Strafrecht oder zum Prozeßrecht gegliedert wurde. 

Die ausführliche Darstellungsweise wurde vor allem deshalb gewählt, weil 
kulturelle Anliegen und Rechte in der juristischen Diskussion keine etablierten 
Kategorien sind. Mit Hilfe der Entscheidungsdarstellung soll gerade erst ein 
Eindruck von den relevanten Sachverhalten vermittelt werden. Für den unvor-
eingenommenen Leser träte in vielen Entscheidungen gar nicht unmittelbar zu-
tage, daß ein kulturelles Anliegen zur Entscheidung steht. Die Kulturrelevanz 
muß vielmehr erst herausgearbeitet werden. Die Fallrelevanz des Kulturaspekts 
zu erkennen wird vor allem dadurch erschwert, daß die Gerichte dessen rechtli-
che Bedeutung häufig selbst dann nicht klar herausstellen, wenn der kulturelle 
Aspekt die Entscheidung trägt, so daß sie ohne Berücksichtigung des Kultur-
aspekts ganz anders ausgefallen wäre. 

Eine Gliederung der Entscheidungen nach rechtsdogmatischen Kriterien war 
nicht möglich, weil eine unmittelbar anwendbare Dogmatik nicht bereitsteht. 
Die Zuordnung zu bekannten dogmatischen Argumentationsfiguren und deren 
Fortentwicklung im Hinblick auf den rechtlichen Umgang mit kulturellen An-
liegen ist vielmehr Ziel der gesamten Untersuchung. Einer Gliederung des Fall-
materials nach Falltypen stand entgegen, daß eine Kategorisierung der kulturel-
len Anliegen abstrakt kaum vorzunehmen ist, sondern erst anhand des Fallma-
terials erfolgen kann. Die hier gewählte Gliederung vermeidet darüber hinaus 
Wiederholungen, die bei einer inhaltlichen Kriterien folgenden Aufteilung 
zwangsläufig aufgetreten wären, weil in vielen Entscheidungen gleich mehrere 
verschiedene kulturelle Anliegen eine Rolle spielen. 

II. Die Entscheidungen 

1. Aus dem Zivilrecht 

a) Familienrecht 

Zivilgerichtliche Entscheidungen, in denen Kulturzugehörigkeit eine Rolle 
spielt, haben oft einen familienrechtlichen Aufhänger. 
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aa) Namenswahl 

In einem vom AG Köln1 entschiedenen Fall ging es um das zum elterlichen 
Personensorgerecht (§ 1626 1 1 BGB) gehörende Recht, den Vornamen des Kin-
des zu bestimmen. Ein Standesbeamter stritt mit den Eltern eines Kindes da-
rum, ob der senegalesische Name „Dior" als alleiniger Vorname für ein Mäd-
chen ins Geburtenbuch eingetragen werden könne. Der Standesbeamte weiger-
te sich, diesen Namen ohne einen weiteren, eindeutig weiblichen Namen einzu-
tragen, weil der Vorname das Geschlecht der Namensträgerin im deutschen 
Sprachbereich nicht hinreichend deutlich mache. Dahinter stand, daß nach 
höchstrichterlicher Rechtsprechung die Wahl des Vornamens eingeschränkt ist 
durch die Grenzen von allgemeiner Sitte und Ordnung und daß diese Grenzen 
grundsätzlich dann verletzt sind, wenn das Geschlecht des Namensträgers nicht 
für jedermann unter Berücksichtigung des deutschen Sprachempfindens ohne 
weitere Nachforschungen erkennbar ist. Dagegen machten die Eltern geltend, 
der weibliche Vorname „Dior" sei der historische Name der Königin Dior, die 
von 1842-1866 gelebt habe. Nach senegalesischer Tradition würden historische 
Namen ihre Tradition verlieren, wenn sie durch andere Namen oder sonstige 
Zusätze ergänzt würden. Es sei ihnen daher nicht möglich, ihrer Tochter einen 
weiteren weiblichen Vornamen zu geben. Im übrigen sei es in afrikanischen 
Ländern üblich, den neugeborenen Kindern Vornamen zu erteilen, die eine hi-
storische oder symbolische Bedeutung haben. Dies zugrunde legend, hielt es 
das Gericht angesichts der engen Bindung des zur Hälfte senegalesischen El-
ternpaares an den „Kulturkreis"2, dem der Vorname entstammt, für zulässig, 
den Namen „Dior" als einzigen Vornamen ins Geburtenbuch einzutragen. Vom 
Gebot der eindeutigen Erkennbarkeit der geschlechtlichen Zuordnung nach 
deutschem Sprachempfinden könne eine Ausnahme gemacht werden, wenn 
dies aus sachlichen Gründen gerechtfertigt erscheine. Die enge Bindung an den 
Kulturkreis sei ein sachlicher Grund. Nach dieser Argumentation hätte ein 
deutsches Elternpaar seinem Kind nicht ausschließlich den Namen Dior geben 
können. Der Kulturkreiszugehörigkeit wurde mithin fallentscheidende Bedeu-
tung beigemessen. Warum allerdings die enge Bindung an den fremden Kultur-
kreis als sachlicher Grund anzusehen ist, hat das Gericht nicht dargelegt. 

bb) Ehelichkeit eines Kindes aus Doppelehe 

Ein weiterer Streit zwischen einem Standesbeamten und den Eltern eines Kin-
des betraf die Frage der Ehelichkeit des gemeinsamen Kindes eines verheirateten 
indonesisch-jordanischen Paares, von dem der Mann noch mit einer weiteren 

1 StAZ 1995, 299f.; ähnlich KG, StAZ 1991, 45f. zu dem jordanischen Vornamen „Manal". 
2 Später, B.III.I.e., wird sich zeigen, daß auf das Wort „Kulturkreis" verzichtet werden sollte. 

Hier wird das Wort jedoch zunächst benutzt, sofern es in der Rechtsprechung Verwendung ge-
funden hat. 
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